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Rigi-Bahnen sind zu Abstrichen bereit
Die Rigi-Bahnen kommen den Kritikern entgegen: Die neue Weggiser Seilbahn könnte mit nur leichtem Kapazitätsausbau erstellt werden.

Christian Glaus

Zwei Fragen dominieren die
Diskussionen um den Bau einer
neuen Gondelbahn Weggis–Rigi
Kaltbad. Wie gut fügt sich die
Seilbahn mit ihren Dutzenden
Gondeln in die Landschaft ein?
Und wie viele Gäste haben auf
der Rigi Platz? Auf beide Fragen
versuchten die Verantwortli-
chen der Rigi-Bahnengestern an
einer Informationsveranstal-
tung vor weit über 100 Zuhörern
Antworten zu geben.

Öffentlich besonders heiss
diskutiert wird die Zahl der Gäs-
te, die von rund 550 000 im Jahr
2009 auf 910 000 im vergange-
nen Jahr gestiegen ist (Ausgabe
vom 30. September). Mit dem
Bau der neuen Gondelbahn ab
Weggis wollen die Rigi-Bahnen
die Kapazitäten erhöhen. Kön-
nen mit der heutigen Pendel-
bahn 640 Personen pro Stunde

transportiert werden, sollen es
künftig 800 sein. Zudem ist die
Infrastruktur so geplant, dass
die Kapazitäten auf 1200 pro
Stunde erhöht werden können.

Beschränkungauf
800PersonenproStunde
Doch dagegen regt sich Wider-
stand. Nun geben die Rigi-Bah-
nen dem Druck nach. «Sollte
das Gondelbahnprojekt an die-
sem möglichen Kapazitätsaus-
bau scheitern, können sich die
Rigi-Bahnen vorstellen, das Pro-
jekt auch baulich lediglich auf
800 Personen pro Stunde aus-
zulegen.» Dies ist einem Schrei-
ben zu entnehmen, das gestern
an die Besucher verteilt wurde.
Ein weiterer Kapazitätsausbau
wäre mit der neuen Anlage also
nicht mehr möglich.

Weniger konkret sind die
Antworten in Bezug auf die
Landschaftsverträglichkeit der

Gondelbahn. Denn für das
Gesamtbild fehlt ein wichtiges
Puzzleteil: Das Gutachten
der eidgenössischen Natur-
und Heimatschutzkommission.
Zwar wurde dieses von den
Rigi-Bahnen per Anfang De-

zember erwartet. Doch es ver-
zögert sich. Ergebnisse dürften
voraussichtlich bis Ende Monat
vorliegen, wie Jörg Lustenber-
ger, Leiter Technik und Betrieb
der Rigi-Bahnen, sagte. Das
Gutachten hat wegweisenden

Charakter. Kommt dieses zum
Schluss, dass die Gondelbahn
nicht landschaftsverträglich ist,
wäre das Projekt vom Tisch.

ZahlderMasten
aufelf reduziert
Unabhängig davon haben die
Rigi-Bahnen den Strecken-
verlauf und die Platzierung der
Masten weiter optimiert. Das ist
die zweite grosse Neuigkeit. Ur-
sprünglich gingen die Rigi-Bah-
nen von 16 Stützen für die Gon-
delbahn aus, später wurde deren
Zahl auf 14 reduziert. Nun sollen
elf Stützen reichen. Möglich sei
dies dank eines leistungsfähige-
ren Seils und dank Feinjustie-
rungen. «Nun sind die techni-
schen Möglichkeiten langsam,
aber sicher ausgereizt. Die Bahn
soll auch über ihre Nutzungs-
dauer hinweg stehen und be-
stehen können», betonte Jörg
Lustenberger.

Die Seilbahn werde so hoch wie
möglich geführt, damit im Wald
keine zusätzliche Schneise ent-
stehe. Rodungen seien nur im
Bereich der Stützen nötig. Die
Konsequenz: Im Bereich Müser-
alp, eines landschaftlich sensib-
len Gebietes, ist eine «dominan-
te, 75 Meter hohe Stütze nötig»,
wie Lustenberger sagte. Die
Wahl einer Gondelbahn mit ho-
her Streckenführung hat einen
weiteren Nachteil: Die Bahn ist
weniger windstabil als die heu-
tige Pendelbahn.

Was geschieht, falls das Pro-
jekt scheitern sollte? Rigi-Bah-
nen-Vizepräsident Urs Wull-
schleger stellte klar: «Es gibt
keinen Plan B. Sollten wir die
Gondelbahn nicht bauen kön-
nen, heisst das nicht automa-
tisch, dass wir wieder eine Pen-
delbahn bauen würden.» Die
Konzession für die bestehende
Anlage läuft im Herbst 2022 aus.

So könnte die neue Gondelbahn im Bereich Müseralp aussehen.
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Urner Landrat nimmt sich Berghoff an
Eine Interpellation zu den Massenentlassungen wurde per Stichentscheid für dringlich erklärt.

Die 71 Mitarbeiter des Urner
Werks der Berghoff-Gruppe, die
ihre Stelle verlieren, beschäftig-
ten gestern auch den Landrat.
«Kurz vor Weihnachten haben
über 70 Betroffene erfahren,
dass sie Ende März auf der Stras-
se stehen und sie hatten die trau-
rige Aufgabe, dies ihren Fami-
lien mitzuteilen», sagte Viktor
Nager (SP, Schattdorf) beim Ein-
reichen seiner Dringlichen
Interpellation.

Nager bezeichnete das Vor-
gehen der Berghoff-Gruppe als
«höchst unsensibel». Es lasse
jede soziale Verantwortung ver-
missen. «Es liegt die Vermutung
nahe, dass quasi auf Vorrat über
70 Menschen aus Gründen der
Gewinnoptimierung eines inter-
nationalen Unternehmens in die
Arbeitslosigkeit entlassen wer-
den.» Er stellt in der Dringlichen
Interpellation unter anderem
folgende Fragen:

— Wurde der Regierungsrat im
Vorfeld der Entlassung nie über
die Schwierigkeiten der Firma
informiert?

— Hat der Regierungsrat in den
letzten Tagen versucht, die
Werkschliessung zu verhindern?

— Wurde seitens des Regie-
rungsrats mit der Firma über die
Einführung von Kurzarbeit zur
Überbrückung einer möglicher-
weise nur vorübergehenden
Nachfrage-Baisse verhandelt?

— Liegt seitens der Firma ein
Sozialplan vor und wenn ja, ist
dieser ausreichend?

— Welche Massnahmen trifft
der Kanton, um die Situation für
die Betroffenen tragbar zu ma-
chen und ihnen eine Perspektive
zu geben?

— DieFirmaBerghoff isterst ei-
nige Jahre im Kanton Uri ansäs-
sig. Wurden ihr bei der Ansied-

lungVergünstigungenseitensder
öffentlichen Hand gewährt und
in welchem Rahmen?

— Wurden Steuererleichterun-
gen gewährt?

— Werden allfällig Vergünsti-
gungen oder Steuererleichte-
rungen bei der Schliessung des
Betriebs zurückgefordert, um
den Betroffenen zu helfen?

Dringlichkeit sorgte
fürDiskussionen
Nager gab sich überzeugt, dass
mit der Beantwortung der Fra-
gen nicht lange zugewartet
werden kann. Denn: «In etwas
mehr als 3 Monaten sollen mehr
als 70 Menschen entlassen wer-
den.»DaherbeantrageerDring-
lichkeit. Volkswirtschaftsdirek-
torUrbanCamenzindzeigteVer-
ständnis für den Vorstoss. Das
Vorgehen der Berghoff-Gruppe
sei bedauerlich. Für Camenzind
macht es aber keinen Sinn, die
Fragen übereilt zu beantworten.
Es sei besser, wenn man etwas
Zeit verstreichen lasse. Dann
könneman die Fragen inhaltlich
weitgehender oder zukunfts-
orientierter beantworten.

Unterstützung erhielt Ca-
menzind von Claudia Gisler
(CVP, Bürglen). Auch sie sprach
sich dafür aus, sich mehr Zeit für
eine Antwort zu nehmen. Georg
Simmen (FDP, Realp) hingegen
sieht die Dringlichkeit für die
Beantwortung der Interpella-
tion: «Die Fragen können gut
noch vor Weihnachten beant-
wortet werden.» Der Landrat
entschied über die Dringlich-
keitserklärung mit 29 Ja- zu 29
Nein-Stimmen (1 Enthaltung).
Landratspräsident Pascal Blöch-
linger (SVP) fällte deshalb den
Stichentscheid: zu Gunsten der
Dringlichkeit. Der Regierungs-
rat muss nun die Fragen in fünf
Arbeitstagen beantworten.

Markus Zwyssig

«Wirgehen
davonaus,
dass füralle
Lernenden
eineLösung
gefunden
werdenkann.»

UrbanCamenzind
Volkswirtschaftsdirektor

Ausserhalb des Einflussbereichs
Wirtschaft Nach dem Bekannt-
werden der Kündigungen bei
Berghoff sei eine grosse Solida-
rität von Unternehmern in Uri
und der Zentralschweiz zu spü-
ren gewesen, sagte Volkswirt-
schaftsdirektor Urban Camen-
zind auf Fragen von Franz Chris-
ten (Schattdorf).

CamenzindkonntePositives
vermelden: «Wir gehen davon
aus,dass füralleLernendeneine
Lösunggefundenwerdenkann.»
Aufgrund des spürbaren Fach-
kräftemangelshabeesAngebote
von Firmen gegeben, die man
nicht erwartet hätte. Die Liste
der betroffenen Mitarbeiter zei-
ge auf, dass es sich um Arbeit-
nehmer mit guten Qualifikatio-
nenhandle.DasGleichegelte für
die langjährigen Hilfsarbeiter.

Volkswirtschaftlichseiendie
Kündigungen ein herber Rück-
schlag.«WirsindaufdieArbeits-

plätze angewiesen», so Camen-
zind.Auchsetzemanallesdaran,
die Räumlichkeiten auf irgend-
eineArtundWeiseweiterzunut-
zen. Camenzind machte deut-
lich,dassdieEntlassungennicht
ein Problem der Menschen sei-
en,dievorOrtguteArbeitgeleis-
tet hätten. Vielmehr sei der Aus-
löser für die Entlassungen die
AbhängigkeitvoneinemKunden
gewesen, der 80 bis 90 Prozent
desUmsatzesausgemachthabe.
«Daswardamalsschondasgros-
seRisikobeiderRuagundkonn-
te bei Berghoff nicht vermindert
werden», so Camenzind. Es sei
zu Differenzen zwischen Auf-
traggeber und Auftragnehmer
gekommen.DieAnstrengungen,
Lösungenzufinden,müsseman
weiterführen. «Die Firma ist im
internationalenMarkt tätig,und
das liegt ausserhalb unseres
Einflussbereichs»,sagteCamen-

zind. Er betonte, dass die Regie-
rung zuständig sei für die Rah-
menbedingungen. Die Politik
könnenicht selbereinenBetrieb
aufrechterhaltenoderLehrlings-
arbeitsplätze sicherstellen.

Regierunghilft den
Arbeitnehmern
Die Regierung habe aber eine
Verpflichtung gegenüber den
betroffenen Arbeitnehmern, so
Camenzind. Da seien insbeson-
dere das Amt für Arbeit und Mi-
gration gefragt, die Regionale
Arbeitsvermittlung (RAV) und
die Arbeitslosenkasse. Im Rah-
men des Konsultationsverfah-
rens wird geprüft, ob es Investo-
ren hat und es eine Möglichkeit
gibt, einen reduzierten Betrieb
weiterzuführen. In den meisten
Fällen werde nach derart vielen
Entlassungen vor Ort ein Job-
Center eingerichtet. (MZ)

Das Industrieunternehmen Berghoff schliesst seine Tore in Uri. Bild: Florian Arnold (Schattdorf, 4. Dezember 2019)


